
von Ksi Lisims LNG zu den emissionsärmsten ihrer Art weltweit zählen. 
Durch den Abschluss von Free-on-Board-Lieferverträgen, bei denen das 
Ziel der Lieferung vom Käufer frei bestimmt werden kann, hat die SEFE 
die Flexibilität, Lieferungen dorthin zu lenken, wo sie nachgefragt wer-
den. Für die Zeit ab 2045 können diese Mengen dann in den Asiatischen 
Märkten als emissionsarmer Brennstoff eingesetzt werden. Daher ist das 
Vorhaben nach Auffassung der Bundesregierung mit dem gesetzlichen 
Ziel der Klimaneutralität Deutschlands bis 2045 sowie der Europäischen 
Union bis 2050 vereinbar.

89. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche konkreten kurz-, mittel- und langfristigen 
Maßnahmen plant die Bundesregierung, um hohe 
Energiepreise und bürokratische Belastungen als 
Standorthemmnisse für ausländische Neuansied-
lungs- und Erweiterungsprojekte in Deutschland 
zu reduzieren (www.tagesschau.de/wirtschaft/kon
junktur/investitionen-ausland-deutschland-10
0.html)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 9. Juni 2026

Die Bundesregierung hat im Jahreswirtschaftsbericht 2026 die von ihr 
geplanten Maßnahmen zur Entlastung von hohen Energiepreisen und 
zum Rückbau übermäßiger Bürokratie dargelegt. Über weitere beschlos-
sene oder geplante Maßnahmen wird die Bundesregierung spätestens im 
Jahreswirtschaftsbericht 2027 berichten.

90. Abgeordneter
Jörg Cezanne
(Die Linke)

Wie ist der Stand der Abstimmungen zwischen 
der Bundesregierung und den Justizministerien 
der Länder über die jüngste Verlagerung der Zu-
ständigkeit für Stromsperren weg von den Amts-
gerichten und hin zu den Landgerichten sowie 
über eine etwaige Rückverlagerung, insbesondere 
von welchen Bundesländern sind schon Stellung-
nahmen eingegangen (vgl. die Berichterstattung 
auf www.lto.de/recht/hintergruende/h/aenderung-
energiewirtschaftsgesetz-fehler-bundeswirtschafts
ministerium-amtsgericht-landgericht)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 11. Juni 2026

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hatte am 20. Mai 
2026 einen in Abstimmung mit dem Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz erarbeiteten Vorschlag zur Anpassung des § 102 
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) an die Länder und betroffenen 
Verbände übermittelt und bis zum 29. Mai 2026 um Stellungnahme ge-
beten. Der. Vorschlag wurde von den Ländern begrüßt. Bedenken gegen 
die vorgeschlagene Änderung des § 102 EnWG wurden nicht geäußert. 
Einige Länder betonten das Interesse an einer kurzfristigen Umsetzung.
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